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Gesetze BGB §8 281, 446$ WG § 69
Rechtssatz g Wird das auf einem verkauften Grundstück stehen­

de Gebäude nach dem Übergang der Gefahr durch 
Braqd zerstört, so hat der Verkäufer däs.^waä \ 
er vom Versicherer auf Grund des Brandes erhält, 
jedenfalls dann an den Käufer abzuführen, wenn 
4ieä£r Im Seitpunkt des * Brandes den Kaufpreis

. ?iÄeii nicht bezahlt hatte»
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V ZR 56/54

Verkündet am 4- Kürz 1955 
Hoffmeister, Justizangestell­
ter als Urkundsbeamter der 

Geschäftsstelle

I m  N a m e n  d e s  V o l k e s

ln dem Rechtsstreit

der Gemeinde v Kreis
treten durch den Gemeinderat,

gesetzlich ver-

Beklagten, Berufungsbeklagten und 
Revisionsklägerin,

- Prozeßbevollmächtigterg Rechtsanwalt Dr

gegen

die Witwe Frieda 
Kreis G(

geb. in N r # ,

Klägerin, Berufungsklägerin und 
Revisionsbeklagte,

- Prozeßbevollmächtigters Rechtsanwalt Prof.Br,

hat der V Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die münd­
liche Verhandlung vom 4. März 1955 unter Mitwirkung des 
Senatspräsidenten Dre Tasche und der Bundesrichter Br.v. 
Normann, Br« Hückinghaus, Schuster und Br. Piepenbrock

für Recht erkannt %

Die Revision gegen das Urteil des 1, Zivilsenats 
des Oberlandesgerichts in Celle .vom 21, Dezember 
1953 wird auf Kosten der Beklagten zurückgewiesen.

Von Rechts wegen



Tatbestand:

Die Beklagte war Eigentümerin des Grundstücks 
Nr auf dem ein von vier Familien bewohntes Dop­

pelwohnhaus stand. Die Beklagte hatte.das Gebäude bei der 
Landschaftlichen Brandkasse H ^ m ^  mit 15 660 DM gegen 
Brandschaden versichert. Durch notariellen Vertrag vom 
13» Juni 1951 verkaufte die Beklagte den westlichen Teil 
des Grundstücks in Größe von 12,25 a mit der westlichen 
Hälfte des Wohnhauses an die Klägerin zum Preise von 
5 000 DM* Den östlichen Teil des Grundstücks in Größe von 
9,86 a mit der anderen Hälfte des Wohnhauses erwarb der 
Häusling Willi für 3 500 DM. Schon am 1. Juni 1931
hatte die Beklagte der Klägerin den Besitz an dem von ihr 
gekauften Teil des Grundstücks übertragen Die Auflassung 
war in dem Vertrag nicht enthalten, weil das Grundstück 
noch vermessen werden mußte. Im § 3 des Kaufvertrages 
heißt es:

MDer Kaufgegenstand ist der Käuferin am 1 „ Juni 
1951 zum Besitz übergeben worden.
Die mit dem Kaufgegenstand verbundenen Rechte und 
Nutzungen, ebenso die Gefahren des Kaufgegenstän­
des und die darauf haftenden oder damit verbunde­
nen öffentlichen Lasten und Abgaben gehen für die 
Zeit vom 1. Juni 1951 an auf die Käuferin über,"

Der Kaufpreis war zur Hälfte bei der Auflassung und zur 
anderen Hälfte ein Jahr nach der Auflassung fällig. Bis 
dahin wurde der Restkaufpreis zinslos gestundet. Es war 
jedoch die Eintragung einer Restkaufgeldhypothek für die 
Beklagte vorgesehen.

In der Nacht vom 25. zum 26. August 1951 brannte 
das Doppeiwohnhaus vollständig nieder. Die BrandUrsache
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konnte nicht geklärt werden. Am 26, September 1951 erfolg­
te die Auflassung, nachdem die Klägerin den Vorschlag der 
Beklagten, den Kaufvertrag zu ,fannullieren”, abgelehnt und 
die erste Hälfte des Kaufpreises gezahlt hatte. Am 12. De­
zember 1951 erteilte die Preisbehörde die Unbedenklich- 
keitsbescheinigung, und am 22. Februar 1952 wurde die Klä­
gerin als Eigentümerin der gekauften Grundfläche im Grund­
buch eingetragen. Am selben fage wurde auch eine Kest- 
kaufgeldhypothek in Höhe von 2 500 DM zugunsten der Be­
klagten eingetragen. Hach dem Brand zahlte die landschaft­
liche Brandkasse an die Beklagte einen Betrag von 12 000 DLt, 
den sie sich als «BrandentSchädigung" quittieren ließ.
Die Klägerin und auch der andere Käufer hatten
nach dem Abschluß des Kaufvertrages noch keine Brandver­
sicherung für das Haus abgeschlossen.

Die Klägerin verlangt im Wege der Klage mit der Be­
gründung, daß die Beklagte infolge des Brandes nicht mehr 
in der Lage sei, ihr das Eigentum an dem bebauten Grund­
stück zu verschaffen, von der Beklagten die Zahlung eines 
ihrem Kaufpreis entsprechenden anteilmäßigen Betrages der 
"Brandentschädigung" in Höhe von 7 058^80 DH.

Die Beklagte hat Abweisung der Klage beantragt. Sie 
macht geltend, die ihr nach der Übergabe noch obliegende 
AuflassungsVerpflichtung sei durch den Brand nicht unmög­
lich geworden. Sie habe gegen die landschaftliche Brandkas­
se keinen Anspruch aus dem Versicherungsvertrag, Sie habe 
auch durch den Brand keinen Schaden erlitten, da sie eine 
gleichwertige Kaufgeldforderung erhalten habe. Die Brand­
kasse habe ihr lediglich aus Billigkeitsgründen aus. einem 
Sonderfonds die Summe von 12 000 DM zur Verfügung gestellt, 
damit sie für zwei durch die Zerstörung des Hauses obdach-
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los gewordene Familien eine Unterkunft habe bauen können. 
Es handele' sich bei dem geschuldeten Betrag nicht um einen 
Ersatz für das abgebrannte Wohnhaus.

Das Landgericht hat die Klage abgewiesen, das Ober­
landesgericht auf die Berufung der Klägerin unter Abände­
rung des angefochtenen Urteils der Klage stattgegeben, 
nachdem die Beklagte mit ihrer restlichen Kaufpreisforde­
rung von 2 500 DM gegenüber der Klageforderung aufgerech­
net hatte und die Klägerin sich die Ansprüche des anderen 
Käufers 2 9 ^ 0 ^  £e£en 3ie Beklagte bis zur Höhe der Klage­
summe hatte abtreten lassen. Mit der Revision verfolgt 
die Beklagte ihren Antrag auf Klagabweisung weiter. Die 
Klägerin bittet um Zurückweisung des Rechtsmittels.

Entscheidungsgründe;

Die Revision, die eine Verletzung der §§ 281 BGB,
69 WG, 139* 286 ZPO rügt, ist nicht begründet,

1. Auf den im § 3 des Kaufvertrages vereinbarten 
Öbergang der mit dem Kaufgegenstand verbundenen Rechte und 
Hutzungen kann, wie das Berufungsgericht zutreffend aus­
führt, die Klage nicht gestützt werden, weil im Falle der 
Veräußerung einer versicherten Sache der ‘Erwerber erst 
mit dem Erwerb des Eigentums in den Versicherungsvertrag 
eintritt (§69 VVG) und die Klägerin im Zeitpunkt des Ver­
sicherungsfalles das Eigentum an dem Grundstück noch 
nicht erworben hatte, im übrigen der Anspruch auf die Ent­
schädigungssumme auch nicht zu den mit dem Grundstück ver­
bundenen Nutzungen gehört. Eine stillschweigende Abtre­
tung dieses Anspruchs hat das Berufungsgericht ebenfalls 
ohne Rechtsirrtum verneint.
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2, Der Klageanspruch kann vielmehr nur aus § 281 
BGB hergeleitet werden, wonach der Gläubiger, wenn der 
Schuldner infolge des Umstandes, welcher die Leistung un­
möglich macht, für den geschuldeten Gegenstand einen Er­
satz oder Ersatzanspruch erlangt, Herausgabe des als Er­
satz Empfangenen oder Abtretung des Ersatzanspruchs ver­
langen kann» Diese Voraussetzungen sind gegeben.

a) Das Berufungsgericht führt aus? Das Schuldver­
hältnis sei zur Zeit des Versicherungsfalles noch nicht 
erfüllt gewesen, weil die Klägerin noch den Kaufpreis, die 
Beklagte die Obertragung des Eigentums an dem gekauften 
Grundstück geschuldet habe. Die Verpflichtung der Beklag-v-ten, die sich nicht in der Verschaffung des Eigentums an 
der GrundstUcksfläche erschöpfe, sondern die Übertragung 
des Eigentums an einem bebauten Grundstück zum Inhalt habe, 
sei durch den Brand unmöglich geworden, so daß die Beklag­
te zur Herausgabe des empfangenen Ersatzes oder zur Ab­
tretung des Ersatzanspruchs verpflichtet sei. Von dieser 
Verpflichtung sei die Beklagte nicht etwa deshalb frei ge­
worden, weil die Gefahr des zufälligen Untergangs durch 
die Besitzübex*gabe bereits auf die Klägerin übergegangen 
sei; denn ein SchuldVerhältnis werde auch bei Unmöglich­
keit der Leistung des Schuldners nicht vernichtet, sondern 
äußere seine Wirkung in der Verpflichtung zur Ersatzher­
ausgabe .

Diese Auffassung wird von der Bevision mit dem Hin­
weis bekämpft, daß die Auflassung, zu der allein die Be­
klagte noch verpflichtet gewesen sei, trotz des Brandes 
möglich geblieben und dementsprechend auch später erklärt 
worden sei. Auch bei wirtschaftlicher Betrachtung könne, 
da der Wegfall des Gebäudes nicht die Existenz des ver-



kauften Grundstücks berühre, eine Unmöglichkeit der Lei­
stung nur angenommen werden, wenn dadurch der Vertrag völ­
lig vereitelt worden wäre. Einer solchen Annahme widerspre­
che die Tatsache5 daß noch nach dem Brande zum vollen 
Kaufpreis die Auflassung erklärt worden sei, Wenn die Klä­
gerin gleichwohl jetzt den Standpunkt vertrete, die Lei­
stung der Beklagten aus dem Kauf sei unmöglich gewesen, 
so liege darin ein Verstoß gegen Treu und Glauben, indem 
die Klägerin sich mit ihrem eigenen Verhalten in unlös­
baren Widerspruch setze,.

Den Ausführungen der Revision kann nicht gefolgt 
werden, § 433 Abs 1 BGB verpflichtet den Verkäufer zur 
Besitzübergabe und Eigentumsübertragung. Nachdem der Be­
sitz des Grundstücks bereits am 1. Juni 1951 auf die Klä­
gerin übergegangen war, bestand für die Beklagte lediglich 
noch die Verpflichtung zur Übertragung des Eigentums- Die­
se Verpflichtung bedeutet, daß der Verkäufer alle Handlun­
gen vorzunehmen hat, die zum Übergang des Eigentums erfor­
derlich sind. Er hat also die Auflassung zu erklären und 
etwaige der Eintragung im Grundbuch entgegenstehende Hin­
dernisse zu.beseitigen. Zu Unrecht glaubt die Beklagte, 
ihre Verpflichtung aus dem Kaufvertrag mit der Auflassung 
erfüllt zu haben. Gegenstand des Kaufvertrages war nicht 
eine Grundstücksfläche, sondern ein bebautes Grundstück.
Das Gebäude war wesentlicher Bestandteil des Grundstücks»
Die Verpflichtung der Beklagten, der Klägerin das Eigen­
tum an diesem bebauten Grundstück zu verschaffen, war 
durch den Brand unmöglich geworden. Es ist nicht ersicht­
lich, weshalb auf diesen Fall die Vorschriften der §§ 275 ff 
BGB, insbesondere des § 281 BGB, nicht anwendbar sein 
sollten. Es verstößtauch nicht gegen Treu und Glauben, 
daß die Klägerin an dem Vertrag festgehalteh hat, infolge-
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dessen auch zur Zahlung des Kaufpreises verpflichtet blieb 
und wegen der Unmöglichkeit der Leistung der Beklagten den 
empfangenen Ersatz, herausverlangt. Der Anspruch aus § 281 
BGB wird, wie das Berufungsgericht zutreffend annimmt, 
nicht dadurch berührt, daB bereits vor dem Brand die Ge­
fahr auf - die Klägerin übergegangen ist, weil es für die An­
wendung des § 281 BGB unerheblich ist, ob der Gläubiger 
oder der Schuldner die Unmöglichkeit der Leistung zu ver­
treten hat. Wenn der Gläubiger die Gefahr zu tragen hat, 
so muß ihm auch der Gewinn zufallen, der als Ersatz an 
die Stelle der unmöglich gewordenen Leistung getreten ist 
(vgl BGB RGRK 10. Aufl § 281 Anm 1; RG WarnRspr 1918 Nr 
160; Pal and t BGB HoAufl § 281 Anm 1 c),

b) Das Berufungsgericht bejaht auch die weitere Vor­
aussetzung des § 281 BGB, daß die Beklagte infolge des Um­
standes, der ihre Leistung unmöglich gemacht habe, einen 
Ersatz oder Ersatzanspruch erhalten habe. Die Auffassung 
der Revision, der von der Brandversicherung gezahlte Be­
trag stelle keinen Ersatz für das zerstörte Gebäude dar, 
ist nicht zutreffend* Ein Anspruch aus dem Versicherungs­
vertrag setzt allerdings die Entstehung eines Schadens in 
der Person des Versicherten voraus, so daß die Beklagte nur 
dann die Zahlung der Versicherungssumme verlangen kann, 
wenn ihr durch den Brand ein Schaden entstanden ist* Maß­
gebend für die Beurteilung ist der Zeitpunkt des Brandes, 
Die Beklagte war damals noch Eigentümerin des Grundstücks, 
Grundsätzlich ist davon auszugehen, daß der Versicherungs­
nehmer, wenn eine ihm gehörige Sache zerstört wird, einen 
Schaden erleidet, ohne daß es darauf ankommt, ob ein ande­
rer die Gefahr trägt; denn Rechtsbeziehungen des Versiche­
rungsnehmers zu Dritten, die außerhalb des Versicherungs­
verhältnisses -stehen, können bei der Beurteilung des Scha-

9
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dens nicht berücksichtigt werden (vgl Prölß, Versicherungs­
vertragsgesetz, 8. Aufl Vorbem* 1 B vor § 51 $ Kisch, Hand­
buch des Privatversicherungsrechts, Bd 3 S 267). Die ver­
traglichen Beziehungen der Beklagten zur Klägerin berühren 
das Versicherungsverhältnis und die ürage der Feststellung 
des Schadens nicht. Ob Pälie denkbar sind, in denen das 
Eigentum des Versicherungsnehmers nur noch formale Bedeu­
tung hat, insbesondere ob etwa der Eigentümer eines bebau­
ten Grundstücks, wenn das auf diesem Grundstück stehende 
Gebäude nach dem Übergang der Gefahr auf den Käufer durch 
Brand zerstört wird und der Kaufpreis im Zeitpunkt des 
Brandes bereits voll bezahlt war, durch die Zerstörung des 
Gebäudes keinen Schaden erleidet (vgl RGZ 84 > 409 /4137; RG 
JW 1 9 3 4, 552), mag dahingestellt bleibenj denn um einen 
solchen Pall handelt es sich hier nicht. Trotz des Über­
gangs der Gefahr bestand das versicherte Eigentümerinter­
esse der Beklagten schon deshalb fort, weil der Kaufpreis 
noch nicht bezahlt war. Die Präge der Zahlungsfähigkeit 
der Käuferin ist dabei nicht entscheidend. Das aus dem 
Eigentum fließende Interesse wird durch das Bestehen einer 
Kaufpreisforderung nicht ausgeschlossen (vgl Kisch aaO).
Man kann jedenfalls nicht sagen, daß, wie die Revision 
meint, das Haus im Zeitpunkt des Brandes wirtschaftlich 
bereits zur VermögensSphäre der Klägerin gehört und das 
Eigentum der Beklagten nur noch rein formale Bedeutung 
gehabt habe, zumal da, wie das Berufungsgericht zutref­
fend hervorhebt, der Kaufvertrag wegen der noch ausstehen­
den Unbedenklichkeitsbescheinigung der Preisbehörde noch 
schwebend unwirksam war (BGHZ 14, 1)» Das Eigentümerinter- 
esse der Beklagten kann auch nicht etwa deshalb verneint 
werden, weil der Beklagten aus dem Kaufvertrag ein An­
spruch auf Zahlung des halben Kaufpreises bei der Auflas­
sung zustand, die Klägerin diesen Teil des Kaufpreises
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pünktlich bezahlt und für den lest eine Hypothek zugunsten 
der Beklagten bestellt hat; denn für die Beurteilung ist, 
wie bereits hervorgehoben, allein der Zeitpunkt des Bran­
des 'entscheidend* Die Annahme des Oberlandesgerichts, daß 
die Brandkasse der Beklagten gegenüber zur Zahlung der 
Versicherungssumme und die Beklagte zur Abtretung dieses 
Anspruchs an die Klägerin verpflichtet gewesen wäre, ist 
somit nicht zu beanstanden. Ob die Beklagte etwa wegen eines 
geringeren Gebäudeswertes die volle Versicherungssumme 
nicht hätte beanspruchen können, kann in diesem Zusammen­
hang dahingestellt bleiben*

c) Unbegründet ist auch die Rüge der Revision, das 
Berufungsgericht habe verkannt, daß es sich bei der Zah­
lung der Brandkasse nicht um die Zahlung der Versicherungs­
summe, sondern um eine freiwillige Zahlung anderer Art ge­
handelt habe. Die Revision verweist in diesem Zusammenhang 
auf ein Schreiben der Brandkasse an die Beklagte vom 5 
März 1952, das vom Berufungsgericht überhaupt nicht be­
rücksichtigt worden sei. In dem Schreiben erklärt die 
Brandkasse, sie habe eine Verpflichtung zur Zahlung nicht 
anerkennen können, weil die Beklagte mit Rücksicht darauf, 
daß die Gefahr schon vor dem Brand auf die Käuferin über­
gegangen und die Klägerin deshalb zur Zahlung des vollen 
Kaufpreises verpflichtet gewesen sei, durch den Brand kei­
nen Schaden erlitten habe. Da die Gemeinde jedoch gezwun­
gen sei, für die bisherigen Untermieter des Hauses neuen 
Wohnraum zu schaffen, habe die Anstalt der Gemeinde im Ver­
gleichswege ohne Anerkennung einer Leistungsverpflichtung 
die Summe von 12 000 DM gezahlt. Dieses Schreiben befin­
det sich in den Armenrechtsakten (3 OH 37/52 LG Lüneburg), 
die sowohl in erster wie auch in zweiter Instanz Gegen­
stand der mündlichen Verhandlung gewesen sind und auf de-



ren Inhalt auch das Berufungsurteil Bezug nimmt.. Es ist 
nicht anzunehmen, daß das Oberlandesgericht das vom Land­
gericht ausdrücklich gewürdigte Schreiben vom 5. März 1952, 
auch wenn es in den Entscheidungsgründen des Berufungsur­
teils nicht besonders erwähnt wird, übersehen habe, Bas 
Berufungsgericht stellt vielmehr in Übereinstimmung mit 
dem Inhalt des Schreibens fest, die Brandkasse habe aus An­
laß des Brandes zur Behebung eines durch das Schadensereig- 
nis eingetretenen Hotstandes der Beklagten die Summe von 
12 000 DM ohne Rückzahlungsverpflichtung zukommen lassen* 
Ber Tatsache, daß die Brandkasse sich zur Zahlung der Ver­
sicherungssumme nicht für verpflichtet gehalten hat, hat 
das Oberlandesgericht offensichtlich keine entscheidende 
Bedeutung beigelegt. Ein Rechtsverstoß kann darin nicht er­
blickt werden. Maßgebend ist allein, ob die Beklagte auf 
Grund des Schadensfalles einen Ersatz oder Ersatzanspruch 
erlangt hat. Es ist nicht zu beanstanden, wenn das Beru­
fungsgericht bei der Beurteilung des Sachverhalts die Lei­
stungspflicht der Brandkasse berücksichtigt hat, ohne daß 
cs darauf ankommt, ob die Brandkasse selbst eine Zahlungs­
verpflichtung anerkannt hat oder nicht. Ber von der Revi­
sion gerügte Verstoß gegen §§ 139? 286 ZPO liegt nicht 
vor.

d) Ber Anspruch aus § 281 BGB setzt weiter voraus, 
daß zwischen dem Unmöglichwerden der Leistung und dem Er­
werb des Ersatzes durch den Schuldner ein ursächlicher Zu­
sammenhang besteht (vgl RGZ 102, 203 /?057). Zutreffend 
hat das Oberlandesgericht den ursächlichen Zusammenhang 
zwischen dem Brand imd der Zahlung der Brandkasse bejaht. 
Entgegen der Auffassung der Revision hat es dabei den Be­
griff des ursächlichen Zusammenhangs nicht verkannt, Die­
ser sogenannte adäquate Kausalzusammenhang liegt nach der



Rechtsprechung des Reichsgerichts (vgl BGB RGRK aaO § 249 
Vorbem 3 vor § 249 und die dort angeführten Entscheidun­
gen insbesondere RGZ 133/ 126 /T277), der auch der Bundes­
gerichtshof (vgl BGHZ 3s 261 /?6j7; 7; 198 /?04J) gefolgt 
ist, dann vor, wenn eine Handlung oder Unterlassung oder 
ein Ereignis «im allgemeinen und nicht nur unter beson­
ders eigenartigen, ganz unwahrscheinlichen und nach dem 
regelmäßigen Verlauf der Dinge außer Betracht zu bleiben­
den Umständen zur Herbeiführung eines Erfolges geeignet 
war”* Der eingetretene Erfolg darf somit nicht von vorn­
herein außerhalb aller Wahrscheinlichkeit liegen. Die Prä­
ge, ob ein adäquater Kausalzusammenhang gegeben ist, hängt 
zunächst davon ab, ob ein Ereignis vorliegt, das nicht 
hinweggedacht werden kann, ohne daß der Erfolg entfiele. 
Erst wenn dies feststeht, kann die Präge des ursächlichen 
Zusammenhangs beurteilt werden (vgl BGHZ 2, 138), Das Be­
rufungsgericht stellt die Entscheidung nicht allein dar­
auf ab, daß die Zahlung der Brandkasse ohne Eintritt des 
Schadens nicht erfolgt wäre. Es führt vielmehr ausdrück­
lich aus, daß die Leistung der Brandkasse nach dem natür­
lichen Verlauf der Dinge nur als ursächliche Folge des 
eingetretenen Versicherungsfalles angesehen werden kön­
ne«; Damit wird der Begriff des ursächlichen Zusammenhanges 
im Sinne des § 281 BGB richtig gekennzeichnet. Die Annah­
me des Berufungsgerichts, daß die Zahlung der Brandkas­
se auf Grund des Versicherungsfalles als Folge des Bran­
des, der die Leistung der Beklagten unmöglich machte, ge­
leistet sei, widerspricht vor allem auch nicht der Lebens­
erfahrung. Die Tatsache, daß die Brandkasse die Zahlung 
in der Quittung selbst als «BrandentSchädigung” bezeich­
net hat und die Beklagte in einem Schreiben an die Staats­
anwaltschaft um Freigabe des «Versichei’ungsgeldes« gebe­
ten hat, ist vom Berufungsgericht lediglich unterstützend 
zur weiteren Begründung seiner Auffassung herangezojen
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’.worden» Die Bejahung des ursächlichen Zusammenhangs zwi­
schen dem Brand und der Zahlung der Brandkasse seitens, 
des Oberlandesgerichts gibt somit zu rechtlichen Bedenken 
keinen Anlaß.

e) Der Anspruch aus § 281 BGB ist auf das gerichtet, 
was der Schuldner tatsächlich als Ersatz erhalten hat. 
Unerheblich ist, ob der Ersatz etwa den Wert des geschul­
deten Gegenstandes übersteigt, so daß es dahingestellt 
bleiben kann, ob die Beklagte wegen eines etwaigen gerin­
geren Gebäudewertes einen Anspruch auf Auszahlung der 
vollen Versicherungssumme gehabt hätte. § 281 BGB bezweckt 
die Herbeiführung des Ausgleichs einer unrichtig geworde­
nen Verteilung der Vermögenswerte. Hach dem Grundgedan­
ken der gesetzlichen Regelung sollen Vermögenswerte, die 
jemandem zugeflossen sind, dem sie nach den unterliegenden 
Wirtschaftsbeziehungen nicht zukommen, demjenigen zuge­
führt werden, dem sie gebühren (vgl RGZ 120, 347 /549>
5517). Einer Prüfung der Präge, in welcher Höhe der Klä­
gerin bei Zugrundelegung des Wertes der beiden Gebäude­
teile ein Anteil an der Brandentschädigung zustand, bedarf 
es nicht, da die Klägerin sich den Ersatzanspruch des 
Käufers I8^||^bis zur Höhe der Klageforderung hat abtre­
ten lassen. Das Berufungsgericht hat diese Porderungsab- 
tretung und auch die vorsorglich erklärte Aufrechnung 
der Beklagten mit dem Restkaufgeldanspruch für sachdien­
lich erachtet und ohne Rechtsirrtum den Klageanspruch in 
voller Höhe für begründet erklärt. Gegen die Höhe der Kla- 

^geforderung bestehen danach keine Bedenken. Die Revision 
hat auch insoweit keine Einwendungen erhoben*
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3. Die Revision mußte deshalb, da das angefochtene 
Urteil auch sonst keine Rechtsverletzung erkennen läßt, 
als unbegründet zurückgewiesen werden.

Die Kostenentscheidung beruht auf § 97 ZPO,

Dr. Tasche Bundesrichter Dr,V 0Noipnann Dr.Hückinghaus ist durch Krankheit verhin­
dert zu unterschreiben..

Dr, Tasche
Schuster Dr.Piepenbrock

*
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